Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1596 


Der Bundesminister für Verkehr 
E 4 Bdü 5057 B 67 I 


Bonn, den 29. März 1967 


An den Flerrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Rationalisierungsmaßnahmen der Deutschen Bundes- 
bahn auf der oberen Ruhrtalstrecke 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Balkenhol, Wendt 
und Genossen 
— Drucksache V/1569 — 


Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. Teilt die Bundesregierung angesichts der Tatsache, daß die 
Deutsche Bundesbahn bundesunmittelbarer Planungsträger im 
Sinne des Raumordnungsgesetzes ist, die Auffassung des Vor- 
standes der Deutschen Bundesbahn, daß eigenwirtsdiaftliche 
Vorstellungen Vorrang haben vor der Forderung zurückgeblie- 
bener Gebiete, zu denen auch das Hodisauerland gehört? 


Bei allen Maßnahmen der Deulsdien Bundesbahn, die der Ge- 
nehmigung durch den Bundesminister für Verkehr Vorbehalten 
sind, werden die eigenwirtschaftlichen Überlegungen der Deut- 
schen Bundesbahn den volkswirtschaftlichen Interessen mit dem 
Ziel gegenübergestellt, daß besonders in wirtschaftlich schwa- 
chen und verkehrsungünstig gelegenen Gebieten eine Ver- 
kehrsbedienung sichergestellt wird, die den regionalen Ver- 
kehrsbedürfnissen entspricht. 


2. Hält die Bundesregierung es für tragbar, daß wirtschaftsschwa- 
che und verkehr.sungünstig gelegene Gebiete, zu denen auch das 
Hochsauerland zählt, preislich teurer und betriebsmäßig schlech- 
ter bedient werden, als wirtschaftsslarke Räume? 


Es ist der Bundesregierung nicht bekannt, daß wirtschaftsschwa- 
che und verkehrsungünstig gelegene Gebiete bei einer Umstel- 
lung der Verkehrsbedienung von der Schiene auf die Straße 
betriebsmäßig schlechter gestellt werden als wirtschaftsstarke 
Räume. Durch die Angleichung der Bahnbustarife an die Tarife 
des Schienenverkehrs, insbesondere im Regel- und Schülerver- 
kehr, ist auch eine preisliche Benachteiligung ausgeschlossen. 
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3. Welche Mal3nahmen wird die Bundesregierung ergreifen, um die 
aus der Wahrung der Eigeninteressen der Deutschen Bundes- 
bahn entstehenden Naditeile für Bevölkerungsentwicklung und 
Wirtschaftskraft in diesen Gebieten auszugleichen? 


Soweit der Bundesminister für Verkehr im Rahmen der Geneh- 
migungsverfahren entsprechend dem Bundesbahngesetz die 
Möglichkeit hat, alle in Frage kommenden Tatbestände gegen- 
einander abzuwägen, bedarf es darüber hinaus keiner weiteren 
Maßnahme seitens der Bundesregierung. Es ist das Ziel der 
Bundesregierung, wirtschaftlich schwache und verkehrsungün- 
stig gelegene Gebiete verkehrsmäßig so zu bedienen, daß die 
Verkehrsbedürfnisse in volkswirtschaftlich günstigster Form 
ausreichend erfüllt werden. 


4. Hält die Bundesregierung die Durchführung von Streckenstili- 
legungen und verkehrseinschränkende Maßnahmen auf der 
Schiene durch die Deutsche Bundesbahn und ihren Ersatz durch 
Omnibus und Lastkraftwagen für tragbar, wenn ein entspre- 
chendes Straßennetz, wie beispielsweise im Hochsauerland, noch 
nicht gebaut ist? 

5. Erklärt sich die Bundesregierung bereit, den durch Streckenstill- 
legungen und Verkehrseinschränkungen auf der Schiene erfor- 
derlich werdenden Aus- und Neubau des Straßennetzes im Hoch- 
sauerland vor den Maßnahmen der Deutschen Bundesbahn 
durchzuführen? 

In jedem Falle wird bei der Umstellung des Verkehrs von der 
Schiene auf die Straße geprüft, ob das Straßennetz für eine 
solche Umstellung sowohl hinsichtlich des Ausbauzustandes als 
auch der Belastung geeignet ist. Damit wird eine ggf. erforder- 
liche Abstimmung der Maßnahme der Deutschen Bundesbahn 
mit den Absichten des Straßenbaulastträgers gewährleistet. 


6. Sieht die Bundesregierung im Abbau des zweiten Gleises der 
oberen Ruhrtalbahn zwischen Brilon Wald und Warburg eine 
Maßnahme, die die Verkehrspolitik für Gesamtdeutschland be- 
rücksichtigt? 

Dem Bundesminister für Verkehr liegt noch kein Antrag auf 
Übergang vom zweigleisigen zum eingleisigen Betrieb auf dem 
Streckenabschnitt Brilon Wald — Warburg vor. Sollte jedoch 
vom Vorstand der Deutschen Bundesbahn ein entsprechender 
Antrag gestellt werden, wird dieser Antrag auch auf mögliche 
Auswirkungen auf die Verkehrspolitik für Gesamtdeutschland 
überprüft werden. 


Leber 
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